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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 28 – Beschlüsse der
Arbeitsrechtlichen Kommission der

Diakonie Deutschland.
Vom 29. August 2022.

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie
Deutschland hat gemäß der Ordnung vom 7. Juni 2001
in der Fassung vom 12. Oktober 2017 in seiner Sitzung
am 29. August 2022 folgende Beschlüsse gefasst:

A. Veröffentlichung der Beschlüsse der
Arbeitsrechtlichen Kommission der Diakonie
Deutschland

I. Corona-Prämie für 2022
1. Mitarbeitende, Auszubilde sowie Anerkennnungs-

praktikanten, die unter Geltungsbereich der AVR
DD fallen, haben Anspruch auf eine Corona-Son-
derzahlung (Corona-Prämie). Ausgenommen sind
Mitarbeitende
a) nach Anlage 8a AVR DD,

b) in Einrichtungen der Beschäftigungs- und Ar-
beitsmarktförderung

c) in Einrichtungen bzw. Einrichtungsteilen, de-
ren Arbeitszeit in den Monaten Januar 2022
bis Dezember 2022 an mindestens 30 Kalen-
dertagen aufgrund der Vereinbarung von
Kurzarbeit um mehr als 50 v.H. reduziert war,

d) sowie Maßnahmeteilnehmende.
Zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember
2022 muss mindestens an einem Tag Anspruch auf
Entgelt bestanden haben. Der Anspruch setzt das
Bestehen eines Dienstverhältnisses am 1. Dezem-
ber 2022 voraus.
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Anmerkungen zu Nummer 1:
a) Die Corona-Prämie wird zusätzlich zum oh-

nehin geschuldeten Arbeitsentgelt gewährt.
Es handelt sich um eine Beihilfe bzw. Unter-
stützung des Arbeitgebers zur Abmilderung
der zusätzlichen Belastung durch die Corona-
Krise im Sinne des § 3 Nummer 11b des Ein-
kommensteuergesetzes.

b) Maßnahmeteilnehmende sind Personen, die
in einem geförderten Arbeitsverhältnis als
Maßnahmeteilnehmende in einer Einrichtung
oder einem Einrichtungsteil beschäftigt wer-
den, deren/dessen Betriebszweck die Einglie-
derung von Langzeitarbeitslosen ist, insbe-
sondere in Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsgesellschaften, Integrationsbetrieben
und Arbeitsmarktinitiativen und -projekten
(z.B. auf der Grundlage des § 16e SGB II oder
§ 16i SGB II).

c) Einrichtungen der Beschäftigungs- und Ar-
beitsmarktförderung sind Einrichtungen oder
Einrichtungsteile, deren/dessen Betriebs-
zweck die Eingliederung von Menschen in
den Arbeitsmarkt ist, insbesondere Beschäf-
tigungs- und Qualifizierungsgesellschaften,
Integrationsbetriebe und Arbeitsmarktinitia-
tiven und -projekte.

2. Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 sind
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall, im Fall des Erholungs- bzw. Zu-
satzurlaubs, bei Dienstbefreiung sowie der An-
spruch auf Jubiläumszuwendung und der An-
spruch auf Krankengeldzuschuss, auch wenn die-
ser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozial-
versicherungsträgers nicht gezahlt wird. Einem
Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug
von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entspre-
chender gesetzlicher Leistungen, Kurzarbeitergeld
und der Bezug von Mutterschaftsgeld nach § 19
MuSchG.

3. Die Corona-Prämie beträgt

a) für Mitarbeitende in den EG 1-7 300 €
b) für Mitarbeitende in den EG 8-13 200 €
c) für Auszubildende und Anerken-

nungspraktikanten
100 €

§ 21 AVR DD gilt entsprechend. Maßgeblich sind
die jeweiligen Verhältnisse am 1. Oktober 2022.
Abweichend von Satz 1 errechnet sich die Corona-
Prämie für Mitarbeitende, deren Beschäftigungs-
verhältnis nicht an allen Tagen im Jahr 2022 be-
steht, aus einem Sechstel des in Satz 1 bzw. Satz 2
genannten Betrages für jeden vollständigen Be-
schäftigungsmonat im Zeitraum vom 1. Juli bis
31. Dezember 2022.

4. Die Corona-Prämie ist spätestens mit der Gehalts-
abrechnung für den Monat Dezember 2022 auszu-
zahlen. Die Corona-Prämie ist kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt. Sie ist bei der Bemes-

sung sonstiger Leistungen im Jahr 2022 (z.B. An-
lage 14) nicht zu berücksichtigen.

5. Zu demselben Zweck vom Dienstgeber freiwillig
oder aufgrund gesetzlicher Grundlage (vgl. § 150a
SGB XI, § 26e KHG) geleistete Zahlungen im Jahr
2022 werden auf den Anspruch auf die Corona-
Prämie nach II. angerechnet.

II. Corona-Prämie (Anlage 8a)

§ 1
Geltungsbereich

(1)  Ärztinnen und Ärzte, die unter den Geltungsbe-
reich der Anlage 8a AVR DD fallen, haben Anspruch
auf eine einmalige Corona-Sonderzahlung (Corona-
Prämie). Der Anspruch setzt das Bestehen eines
Dienstverhältnisses am 31. Dezember 2021 und dem
1. Juli 2022 voraus. Zwischen dem 31. Dezember 2021
und dem 1. Juli 2022 muss mindestens an einem Tag
Anspruch auf Entgelt bestanden haben.
(2)  Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 sind
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall, im Fall des Erholungs- bzw. Zusatzurlaubs,
bei Dienstbefreiung sowie der Anspruch auf Jubilä-
umszuwendung und der Anspruch auf Krankengeld-
zuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der Bar-
leistungen des Sozialversicherungsträgers nicht ge-
zahlt wird. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt
ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder
entsprechender gesetzlicher Leistungen, Kurzarbei-
tergeld und der Bezug von Mutterschaftsgeld nach
§ 19 MuSchG.
Anmerkung zu Absatz 1:
Die einmalige Corona-Prämie wird zusätzlich zum
ohnehin geschuldeten Arbeitsentgelt gewährt. Es han-
delt sich um eine Beihilfe bzw. Unterstützung des Ar-
beitgebers zur Abmilderung der zusätzlichen Belas-
tung durch die Corona-Krise im Sinne des § 3 Nummer
11b des Einkommensteuergesetzes.

§ 2
Höhe der Corona-Prämie

(1)  Die Corona-Prämie beträgt 200 €. § 21 AVR DD
gilt entsprechend. Maßgeblich sind die jeweiligen
Verhältnisse am 1. Juli 2022.
(2)  Die Corona-Prämie wird mit der Gehaltsabrech-
nung nach § 21a AVR DD für den Monat Oktober
2022 fällig. Die Corona-Prämie ist kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.
(3)  Zu demselben Zweck vom Dienstgeber geleistete
Zahlungen im Jahr 2022, auf die kein gesetzlicher An-
spruch bestand, werden auf den Anspruch auf die Co-
rona-Prämie nach den § 1 i.V.m § 2 Absatz 1 ange-
rechnet. Die einmalige Corona-Prämie ist bei der Be-
messung sonstiger Leistungen im Jahr 2022 nicht zu
berücksichtigen.
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III. Eingruppierung Anlage 1

Änderungen zum 1. September 2022
1. In der Anlage 1 werden die Richtbeispiele der Ent-

geltgruppe 7A wie folgt geändert:
a) Die Wörter „Alten-, Gesundheits- und Kran-

kenpflegerin,“ werden ersetzt durch die Wör-
ter „Pflegefachfrau,“1

b) Nach dem gemäß Nr. 1 a) neu gefassten Richt-
beispiel wird folgendes neues Richtbeispiel
ergänzt: „Hebamme/Entbindungspfleger,“

c) Nach dem Wort „Ergotherapeutin,“ wird fol-
gendes neues Richtbeispiel ergänzt: „Logo-
pädin,“

2. In der Anlage 1 werden die Richtbeispiele der Ent-
geltgruppe 8A wie folgt geändert:

a) Die Wörter „Gesundheits- und Krankenpfleger/
in im OP-Dienst und in der Intensivpflege,“ wer-
den ersetzt durch die Wörter „Pflegefachfrau im
OP-Dienst und in der Intensivpflege im Kran-
kenhaus,“

b) Die Wörter „Fachpflegekräfte in der Psychiatrie
mit entsprechender Tätigkeit oder Gesundheits-
und Krankenpfleger/in mit vergleichbaren Auf-
gaben,“ werden ersetzt durch die Wörter „Fach-
pflegekräfte in der Psychiatrie mit entsprechen-
der Tätigkeit oder Pflegefachfrau in der Psychi-
atrie mit vergleichbaren Aufgaben2,“

1 Alten-, Gesundheits- und Krankenpflegerin (vgl. § 64 Pflegeberufegesetz)

2 Beschluss des Schlichtungsausschusses der Arbeitsrechtlichen Kommission des Diakoni-
schen Werkes der EKD vom 21.10.2013: „Gesundheitspflegern/innen in der Psychiatrie, die
am 31.10.2013 in der Entgeltgruppe 8A eingruppiert sind, wird für die Dauer ihres Arbeits-
verhältnisses ein dynamischer Besitzstand garantiert.“, vgl. hierzu auch das Rundschreiben der
Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 24.10.2013.

Änderungen zum 1. Januar 2023
1. In der Anlage 1 werden die Richtbeispiele der Ent-

geltgruppe 8A wie folgt geändert:
a) Hinter die Wörter „Pflegefachfrau im OP-Dienst

und in der Intensivpflege im Krankenhaus“ wer-
den folgende Wörter angefügt „oder in vergleich-
baren speziellen Einrichtungen bzw. Einrich-
tungsteilen und entsprechender Tätigkeit,“;

b) Nach den Wörtern „Fachpflegekräfte in der Psy-
chiatrie mit entsprechender Tätigkeit oder Pfle-
gefachfrau in der Psychiatrie mit vergleichbaren
Aufgaben“ wird folgendes neues Richtbeispiel
ergänzt: „Hebamme/Entbindungspfleger mit
speziellen Aufgaben und entsprechenden Kennt-
nissen (z.B. in Level-1-Perinatalzentren),“

c) Nach den Wörtern „Heilerziehungspflegerin mit
speziellen Aufgaben und entsprechenden Kennt-
nissen“ wird der folgende Klammerzusatz einge-
fügt „(z.B. in Einrichtungen bzw. Einrichtungs-
teilen mit entsprechenden Aufgabenschwerpunk-
ten zur Betreuung von Menschen mit Einsatz
freiheitsentziehender Maßnahmen oder von
Menschen mit besonders komplexen und inten-
siven Unterstützungsbedarfen);

IV. Entgeltentwicklung 2023; Erhöhungen der
Anlagen 2, 5 und 10 zum 1. Januar 2023

1. Die Tabellenwerte der Anlage 2 werden zum 1. Ja-
nuar 2023 um 5,2 v. H. erhöht, mindestens jedoch
um 175 €.

2. Die Anlage 5 wie wie aus dem Anhang ersichtlich
neu gefasst.
Die sich aus den Erhöhungen ergebenden neuen
Werte der Anlage 9 bzw. der Anlage 7a werden als
Anlage zu diesem Rundschreiben veröffentlicht.

3. Die Tabellenwerte der Ausbildungsentgelte
a) in Anlage 10a Ziffer I und Ziffer II (mit Ausnah-

me des Kinderzuschlages) werden zum 1. Januar
2023 um 100 € erhöht

b) im Anhang der Anlage 10/III sowie in Ziffer III
der Anlage 10a werden zum 1. Januar 2023 um
120 € erhöht.

V. Fachkraftzulage
In § 14 wird in Absatz 2 nach dem Buchstaben f) fol-
gender Buchstabe g) eingefügt:
“g) der Entgeltgruppen 7A Nr. 1a und 8 Nr. 1 a mit
ausdrücklich übertragenen
aa. Tätigkeiten in der Pflege in Krankenhäusern ge-

mäß § 107 Absatz 1 SGB V in der unmittelbaren
pflegerischen Patientenversorgung auf betten-
führenden Stationen in Krankenhäusern gemäß
§ 17b Absatz 4 Krankenhausfinanzierungsgesetz
(KHG) i.V.m. § 6a Krankenhausentgeltgesetz
(KHEntG) oder

bb. Tätigkeiten in der Pflege in Einrichtungen der
Altenpflege oder

cc. Tätigkeiten in der Pflege und in der Betreuung in
stationären Einrichtungen der Eingliederungshil-
fe im Bereich Wohnen

erhalten eine monatliche Zulage in Höhe von 100 €.
Die Zulage erhalten auch Mitarbeitende der Anlage 1
Entgeltgruppe 8B Nr. 1a soweit ihnen zusätzlich zu
den in Satz 1 unter aa) bis cc) genannten Tätigkeiten
entsprechende Leitungsaufgaben übertragen worden
sind. Auf Basis einzelvertraglicher Vereinbarungen
gezahlte Zulagen für die in Satz 1 und 2 genannten
Tätigkeiten werden auf die Zulagen nach Absatz 2 g)
angerechnet.“

Inkrafttreten
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
B e r l i n, den 29. August 2022

Arbeitsrechtliche Kommission
der Diakonie Deutschland

Dietmar P r e x l
Vorsitzender
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VI. Entgeltumwandlung für Sachleistungen
Nach § 27b wird ein neuer § 27c eingefügt:
Entgeltumwandlung für Sachleistungen gemäß § 8
Absatz 2 EStG
(1)  In einer Dienstvereinbarung können Regelungen
zur Umwandlung von tariflichem Entgelt für Sach-
leistungen (ausschließlich Fahrrad bzw. Elektrofahr-
rad) vereinbart werden.
(2)  Bei der Entgeltumwandlung für Sachleistungen
im Sinne von Absatz 1 wird das Tabellenentgelt des
Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin gemäß Anlage 2,
Anlage 5 oder Anhang 1 der Anlage 8a um den um-
zuwandelnden Entgeltbetrag herabgesetzt. Der
Dienstgeber bzw. die Dienstgeberin gewährt stattdes-
sen steuerfreie bzw. pauschal zu versteuernde Vergü-
tungsbestandteile nach § 8 Absatz 2 EStG.
(3)  Vor der Entstehung der Vergütungsansprüche im
Zuge der Entgeltumwandlung ist der Dienstvertrag
entsprechend Absatz 1 bis 3 zu ändern.
Anmerkung zu Absatz 3:
Die Gehaltsumwandlung aus dem Bruttoentgelt wird
steuerlich nur anerkannt, wenn der Dienstvertrag ent-
sprechend geändert wird. Aus dem Dienstvertrag müs-
sen sich der Verzicht auf einen Teil des Bruttoentgelts
und die stattdessen vom Dienstgeber / von der Dienst-
geberin gewährten steuerfreien bzw. pauschal zu ver-
steuernde Vergütungsbestandteile nach § 8 Absatz 2
EStG ergeben.
(4)  Die Dienstvereinbarung muss folgenden Mindest-
inhalt haben:
a) berechtigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

(Mitarbeiterkreis)
b) Art der Sachleistung gemäß § 8 Absatz 2 EstG im

Sinne von Absatz 1
c) Antragsvoraussetzungen für den Mitarbeiter

bzw. die Mitarbeiterin: Form, Frist, Art der Sach-
leistung, Umfang der Entgeltumwandlung (wel-
che Bestandteile der künftigen Entgeltansprüche
in welchem Umfang umgewandelt werden sol-
len), Beginn, Dauer

d) Regelung für Zeiten, in denen der Mitarbeiter
bzw. die Mitarbeiterin kein Entgelt erhält

e) Regelung bei Änderung oder Beendigung der
Entgeltumwandlung (Form, Frist)

f) Bindungsdauer
g) Übernahme der Kosten einer abzuschließenden

Diebstahlsversicherung durch den Dienstgeber
bzw. die Dienstgeberin

h) dienstvertragliche Vereinbarung
(5)  Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber hat die
Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter vor Änderung des
Dienstvertrages im Sinne des Absatz 3 den Inhalt der
Dienstvereinbarung gemäß Absatz 4 zu erläutern und
abstrakt-generell darauf hinzuweisen, dass aus der
Entgeltumwandlung ggf. Nachteile, etwa durch die
zeitliche Bindung, Ablösesummen oder niedrigere

Leistungen aus der Sozialversicherung, entstehen kön-
nen.

Inkrafttreten
Dieser Beschluss tritt mit Veröffentlichung des Be-
schlusses in Kraft.
B e r l i n, den 29. August 2022

Arbeitsrechtliche Kommission
der Diakonie Deutschland

Dietmar P r e x l
Vorsitzender

Anhang

Sonderstufenentgelte
- gültig ab 1. Januar 2023 -
Entgeltgruppe 110 v.H.
EG 1 2.325,53 €
EG 2 2.631,04 €
EG 3 2.934,37 €
EG 4 3.145,15 €

VII. Entgeltentwicklung 2022 (Anlage 8a)

§ 1
Änderungen der Anlage 8a zu den AVR DD

zum 1. Januar 2022
Die Anlage 8a zu den AVR wird wie folgt geändert:
1. In § 3 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „ab

1. Januar 2019 in Höhe von 27,20 Euro, ab
1. Januar 2020 in Höhe von 27,74 Euro und ab dem
1. Januar 2021 in Höhe von 28,29 Euro“ durch die
Wörter „ab 1. Januar 2022 in Höhe von 29,45 Eu-
ro“ ersetzt.

2. § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
Für die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereit-
schaftsdienstes wird ab dem 1. Januar 2022 das
nachstehende Entgelt (in Euro) je Stunde gezahlt:

AVR DD Anlage 8a Stundenentgelte Bereit-
schafsdienst ab 1. Januar 2022

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
EG I 31,99 € 31,99 € 33,20 € 33,20 € 34,43 € 34,43 €
EG II 38,04 € 38,04 € 39,25 € 39,25 € 40,46 € 40,46 €
EG III 41,06 € 41,06 € 42,28 €
EG IV 44,69 € 44,69 €

b) In Satz 3 wird die Angabe „30. September 2021“
durch die Angabe „31. Dezember 2022“ ersetzt.

3. Der Anhang 1 zur Anlage 8a wird wie aus dem
Anhang ersichtlich gefasst.
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4. In § 1 Absatz 2 der Anlage 8a wird folgender
Satz 4 angefügt:
“§ 28a Absatz 1 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass
der Erholungsurlaub für Ärztinnen und Ärzte 31
Tage beträgt.“

5. In § 2 wird folgender neuer Absatz 8 angefügt:
“Der Arbeitgeber übernimmt die Kosten für den
elektronischen Heilberufsausweis (eHBA) als zu-
sätzliches Arbeitsmittel für Ärztinnen und Ärzte.“

§ 2
Änderungen der Anlage 8a zu den AVR DD

zum 1. Januar 2023
Die Anlage 8a zu den AVR wird wie folgt geändert:
1. § 9 Absatz 8 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „Der Arzt“ durch
die Wörter „Die Ärztin/der Arzt“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „der Arzt“ durch
die Wörter „die Ärztin/der Arzt“ ersetzt.

c) Nach Satz 3 werden folgende Sätze 4 bis 8
eingefügt:
„Im Kalendermonat sind nicht mehr als 13
Rufbereitschaften zu leisten. Darüber hinaus-
gehende Rufbereitschaften sind nur zu leisten,
wenn andernfalls eine Gefährdung der Pati-
entensicherheit droht. Bei teilzeitbeschäftig-
ten Ärztinnen und Ärzten ist die Höchstgrenze
nach Satz 4 entsprechend dem Verhältnis ih-
rer individuell vereinbarten durchschnittli-
chen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmä-
ßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbe-
schäftigter Ärztinnen und Ärzte zu kürzen.
Verbleibt bei der Berechnung nach Satz 6 ein
Bruchteil, der mindestens einen halben Dienst
ergibt, wird er auf einen vollen Dienst aufge-
rundet; Bruchteile von weniger als einem hal-
ben Dienst bleiben unberücksichtigt. § 9 Ab-
satz 10 Satz 5 und 6 gelten entsprechend.“

d) Der bisherige Satz 4 wird Satz 9.
e) Nach Satz 9 wird folgende Anmerkung ange-

fügt:
„Anmerkung zu § 9 Absatz 8 Satz 4:
Eine Rufbereitschaft umfasst maximal die Zeit-
spanne von 24 Stunden.“

2. § 9 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 10 wird wie folgt gefasst:

„(10) Bei der Anordnung von Bereitschafts-
diensten gemäß der Absätze 2 bis 5 hat die
Ärztin/der Arzt grundsätzlich innerhalb eines
Kalendermonats nur bis zu vier Bereitschafts-
dienste zu leisten. Darüber hinausgehende
Bereitschaftsdienste sind nur zu leisten, wenn
andernfalls eine Gefährdung der Patientensi-
cherheit droht. Bei teilzeitbeschäftigten Ärz-
tinnen und Ärzten ist die Höchstgrenze nach
Satz 1 entsprechend dem Verhältnis ihrer in-
dividuell vereinbarten durchschnittlichen re-
gelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Ar-

beitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter
Ärztinnen und Ärzten zu kürzen. Verbleibt
bei der Berechnung nach Satz 3 ein Bruchteil,
der mindestens einen halben Dienst ergibt,
wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet;
Bruchteile von weniger als einem halben
Dienst bleiben unberücksichtigt. Zur Ge-
währleistung einer dauerhaft guten Patienten-
versorgung oder zum Ausgleich eines kurz-
fristigen Personalengpasses kann im Rahmen
der Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes
eine höhere als die in Satz 1 bis Satz 3 vorge-
sehene Dienstbelastung durch Nebenabrede
zum Dienstvertrag vereinbart werden. Die
Nebenabrede i.S.v. Satz 5 ist mit einer Frist
von drei Monaten zum Ende eines Kalender-
halbjahres kündbar. In dieser Nebenabrede
kann auch ein weiterer Ausgleich z.B. durch
zusätzliche Urlaubstage vereinbart werden.
Die Vergütung der über die Grenze von
Satz 1 i.V.m. Satz 3 hinaus geleisteten Bereit-
schaftsdienste richtet sich stets nach § 11 Ab-
satz 3.
Anmerkungen zu Absatz 10:
Bei der Teilung von Wochenenddiensten wer-
den Bereitschaftsdienste bis zu maximal
zwölf Stunden mit 0,5 eines Dienstes gewer-
tet.

b) Absatz 11 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Wird die vorstehende Frist nicht eingehalten,
so erhöht sich die Bewertung des Bereit-
schaftsdienstes gemäß § 11 Absatz 1 Satz 1
für jeden Dienst des zu planenden Folgemo-
nats um 17,5 Prozentpunkte bzw. wird zu-
sätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zu-
schlag von 17,5 Prozent des Entgelts gemäß
§ 10 Absatz 3 auf jeden Dienst des zu plan-
enden Folgemonats gezahlt.“
bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Liegen bei einer notwendigen Dienstplanän-
derung nach Satz 3 zwischen der Dienstplan-
änderung und dem Antritt des Dienstes weni-
ger als drei Tage, erhöht sich die Bewertung
des Bereitschaftsdienstes gemäß § 11 Absatz
1 Satz 1 um 17,5 Prozentpunkte bzw. wird
zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein
Zuschlag von 17,5 Prozent des Entgelts ge-
mäß § 10 Absatz 3 gezahlt.“

3. § 9 Absatz 12 wird wie folgt gefasst:
„(12) Arbeitsleistungen (regelmäßige Arbeit, Be-
reitschaftsdienst, Rufbereitschaft) am Wochenen-
de (Freitag ab 21 Uhr bis Montag 5 Uhr) dürfen an
höchstens zwei Wochenenden im Kalendermonat
angeordnet werden. Die Arbeitsleistung an einem
Wochenende wird jeweils dem Kalendermonat zu-
geordnet, in dem sie begonnen hat. Darüber hinaus
dürfen weitere Arbeitsleistungen (regelmäßige Ar-
beit, Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft) nur an-
geordnet werden, wenn andernfalls eine Gefähr-
dung der Patientensicherheit droht. Jedenfalls ein

Amtsblatt der EKD Nr. 10/22   137



freies Wochenende pro Kalendermonat ist zu ge-
währleisten. § 9 Absatz 10 Satz 5 und 6 gelten ent-
sprechend. Wochenenden, an denen gemäß Satz 3
weitere Arbeitsleistung angeordnet wurde, sollen
durch eine geringere Anzahl von Dienstwochen-
enden innerhalb von drei Monaten kompensiert
werden. Für die im Kalendermonat aufgrund
Satz 3 und Satz 5 über die Grenze in Satz 1 hinaus
an zusätzlichen Wochenenden angeordnete Ar-
beitsleistung wird bei Vollarbeit das Entgelt je
Stunde um 10 Prozent, bei Bereitschaftsdienst die
Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 11
Abs. 1 Satz 1 um 10 Prozentpunkte und die Ruf-
bereitschaftsvergütung gemäß § 10 Absatz 3 um
10 Prozent erhöht.

4. In § 9 wird folgender neuer Absatz 13 eingefügt:
„(13) Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärz-
ten, die sowohl Bereitschaftsdienst als auch Ruf-
bereitschaft leisten, gilt, dass diese im Kalender-
monat

bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu
zehn Rufbereitschaften,
bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu
sieben Rufbereitschaften,
bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu
vier Rufbereitschaften und
bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbe-
reitschaft
sowie
bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch
zu drei Bereitschaftsdiensten,
bei mehr als vier bis zu sieben Rufbereitschaften
höchstens noch zu zwei Bereitschaftsdiensten,
bei mehr als sieben bis zu zehn Rufbereitschaften
höchstens noch zu einem Bereitschaftsdienst und
bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem
Bereitschaftsdienst

herangezogen werden dürfen. Bei teilzeitbeschäf-
tigten Ärztinnen und Ärzten ist das Verhältnis ihrer
individuell vereinbarten durchschnittlichen regel-
mäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit
vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und
Ärzten zu berücksichtigen. § 9 Absatz 10 Satz 5
und 6 gelten entsprechend. Für über die Anzahl
nach den Sätzen 1 oder 2 hinaus angeordnete Be-
reitschaftsdienste oder Rufbereitschaften gelten
die jeweils einschlägige Bewertungsregelung (§ 11
Absatz 3) oder Zuschlagsregelung (§ 10 Absatz 3
Sätze 10 bis 12).
Anmerkung zu § 9 Absatz 13 Satz 2:
1. Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten,
die sowohl Bereitschaftsdienst als auch Rufbereit-
schaft leisten, wird ein Bereitschaftsdienst mit 13
Punkten und eine Rufbereitschaft mit 4 Punkten
gewertet.
2. Die zulässige Anzahl gemäß Absatz 8 Satz 4 und
Absatz 10 Satz 1 gilt dann als erreicht, sofern die
gegenseitige Anrechnung der Dienste einen Punkt-
wert entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell

vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Ar-
beitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleich-
barer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten
(52 Punkte) erreicht. Ergibt sich bei Berechnungen
nach Satz 1 ein Bruchteil von mindestens 0,5, ist
er aufzurunden; Bruchteile von weniger als 0,5
werden abgerundet.
3. Ein Rest von bis zu 3 Punkten bleibt hierbei un-
berücksichtigt.“

5. § 10 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 werden nach dem Satz 9 folgende

neue Sätze 10 bis 12 angefügt:
„Ab der vierzehnten Rufbereitschaft im Ka-
lendermonat erhält die Ärztin/der Arzt zu-
sätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt einen
Zuschlag von 10 Prozent des Entgelts gemäß
§ 10 Absatz 3. Der Zuschlag nach Satz 10 er-
höht sich nach jeder weiteren dritten Rufbe-
reitschaft um jeweils weitere 10 Prozentpunk-
te. Teilzeitbeschäftigte Ärztinnen und Ärzte
erhalten den Zuschlag nach Satz 10 ab Über-
schreitung der sich aus § 9 Absatz 8 Sätze 6
und 7 ergebenden Anzahl an Rufbereitschaf-
ten.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4
eingefügt:
„(4) Für Inanspruchnahmen innerhalb der
Rufbereitschaft in der Zeit zwischen 0 Uhr
und 6 Uhr erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich
zu dem Entgelt für Überstunden sowie etwai-
gen Zeitzuschlägen (Absatz 1 in Verbindung
mit Absatz 3 Sätze 4 bis 6) einen gesonderten
Zuschlag. Dieser beträgt 50 Prozent des Ruf-
bereitschaftsentgelts nach Absatz 3 Satz 5.
Zur Berechnung des Zuschlags nach Satz 1
sind Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwi-
schen 0 Uhr und 6 Uhr von unter einer Stunde
auf eine Stunde zu runden; überschreitet die
Addition der Inanspruchnahmezeiten in der
Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr die Zeitspanne
von einer Stunde, findet keine Rundung statt.
Der Zuschlag nach Satz 1 ist auf die im Fol-
gemonat geäußerte Erklärung der Ärztin/des
Arztes hin im Verhältnis 1:1 bis zum Ende des
dritten Kalendermonats, der auf seine Entste-
hung folgt, in Freizeit auszugleichen; Satz 1
der Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. d
findet entsprechend Anwendung.“

c) Die bisherigen Absätze 4, 5 und 6 werden
Absätze 5, 6 und 7.

6. In § 11 Absatz 3 werden Satz 4 gestrichen und fol-
gende neue Sätze 4 und 5 eingefügt:
„Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten
verringert sich die Zahl der Bereitschaftsdienste
nach Satz 3 entsprechend dem Verhältnis ihrer in-
dividuell vereinbarten durchschnittlichen regelmä-
ßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit
vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und
Ärzte. Verbleibt bei der Berechnung nach Satz 4
ein Bruchteil, der mindestens einen halben Dienst
ergibt, wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet;

138   Amtsblatt der EKD Nr. 10/22



Bruchteile von weniger als einem halben Dienst
bleiben unberücksichtigt.“

7. § 22 Absatz 1 Buchstabe a wird bei gleichzeitiger
Streichung von Absatz 7 wie folgt geändert:
a) Das Komma am Ende des zweiten Halbsatzes

wird durch ein Semikolon ersetzt.
b) Nach dem neu eingefügten Semikolon wer-

den die Wörter „bei Ärztinnen und Ärzten, die
Pflichtmitglieder einer auf landesrechtlicher

Grundlage errichteten Versorgungseinrich-
tung für Ärztinnen und Ärzte bzw. Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte (ärztliche Versorgungs-
werke) sind, endet das Arbeitsverhältnis ab-
weichend davon mit Erreichen der für das je-
weilige ärztliche Versorgungswerk geltenden
Altersgrenze für eine abschlagsfreie Alters-
rente, sofern dies zu einem späteren Zeitpunkt
als dem gesetzlich festgelegten Alter zum Er-
reichen einer abschlagsfreien Regelalters-
grenze erfolgt,“ angefügt.

Anhang

AVR DD Anlage 8a Anhang 1
Monatsentgelte (40 Wochenstunden) - gültig ab 01.01.2022 -
EG I 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 6. Jahr

4.965,43 € 5.246,91 € 5.447,92 € 5.796,37 € 6.211,83 € 6.382,72 €
EG II 1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr 9. Jahr 11. Jahr 13. Jahr

6.553,58 € 7.103,07 € 7.585,56 € 7.866,99 € 8.141,71 € 8.416,45 €
EG III 1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr

8.208,76 € 8.691,19 € 9.381,45 €
EG IV 1. Jahr 4. Jahr

9.656,13 € 10.346,41 €

B e r l i n, den 29. August 2022

Arbeitsrechtliche Kommission
der Diakonie Deutschland

Dietmar P r e x l
Vorsitzender

B. Erläuterung der Beschlüsse der ARK DD

I. Corona Prämie 2022
Für bestimmte Mitarbeitende, Auszubildende sowie
Anerkennungspraktikanten im Anwendungsbereich
der AVR DD wird bei Vorliegen der Voraussetzungen
eine steuer- und sozialabgabenfreie Corona-Prämie
gezahlt.
Für den Anspruch auf Zahlung der Corona-Prämie
muss insbesondere das Arbeits- oder Ausbildungsver-
hältnis am 1. Dezember 2022 bestehen und zwischen
dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 min-
destens an einem Tag Anspruch auf Entgelt bestanden
haben. Um einen solchen Anspruch auf Entgelt han-
delt es sich auch
- im Falle der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall,
- im Fall des Erholungs- bzw. Zusatzurlaubs,
- bei Dienstbefreiung
- bei dem Anspruch auf Jubiläumszuwendung sowie

- bei dem Anspruch auf Krankengeldzuschuss, auch
wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des
Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird.

Darüber hinaus ist dem Anspruch auf Entgelt der Be-
zug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entspre-
chender gesetzlicher Leistungen, Kurzarbeitergeld
und der Bezug von Mutterschaftsgeld nach § 19
MuSchG gleichgestellt.
Ausgenommen vom Anspruch sind
- Mitarbeitende nach Anlage 8a AVR DD (Ärztin-

nen und Ärzte),
- Mitarbeitende in Einrichtungen der Beschäfti-

gungs- und Arbeitsmarktförderung,
- Maßnahmeteilnehmende,
- sowie Mitarbeitende in Einrichtungen bzw. Ein-

richtungsteilen, deren Arbeitszeit in den Monaten
Januar 2022 bis Dezember 2022 an mindestens 30
Kalendertagen aufgrund der Vereinbarung von
Kurzarbeit um mehr als 50 v.H. reduziert war.
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Die Corona-Prämie beträgt
a) für Mitarbeitende in den EG 1-7 300 €
b) für Mitarbeitende in den EG 8-13 200 €
c) für Auszubildende und Anerkennungspraktikan-

ten 100 €
Für nichtvollbeschäftigte Mitarbeitende gilt § 21 AVR
DD entsprechend. Abweichend hiervon errechnet sich
die Corona-Prämie für Mitarbeitende, deren Beschäf-
tigungsverhältnis nicht an allen Tagen im Jahr 2022
besteht, aus einem Sechstel des in Satz 1 bzw. Satz 2
genannten Betrages für jeden vollständigen Beschäf-
tigungsmonat im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezem-
ber 2022.
Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am
1. Oktober 2022.
Die Corona-Prämie ist spätestens mit der Gehaltsab-
rechnung für den Monat Dezember 2022 auszuzahlen.
Die Corona-Prämie ist kein zusatzversorgungspflich-
tiges Entgelt. Sie ist bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen im Jahr 2022 (z.B. Anlage 14) nicht zu be-
rücksichtigen. Zu demselben Zweck vom Dienstgeber
freiwillig oder aufgrund gesetzlicher Grundlage (vgl.
§ 150a SGB XI, § 26e KHG) geleistete Zahlungen im
Jahr 2022 werden auf den neu beschlossenen An-
spruch auf die Corona-Prämie angerechnet.

II. Corona Prämie (Anlage 8a)
Für Ärztinnen und Ärzte, die unter den Geltungsbe-
reich der Anlage 8a AVR DD fallen, wird bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen eine steuer- und sozialabga-
benfreie Corona-Prämie gezahlt.
Der Anspruch setzt das Bestehen eines Dienstverhält-
nisses am 31. Dezember 2021 und dem 1. Juli 2022
voraus. Zwischen dem 31. Dezember 2021 und dem
1. Juli 2022 muss mindestens an einem Tag Anspruch
auf Entgelt bestanden haben.
Um einen solchen Anspruch auf Entgelt handelt es
sich auch
- im Falle der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall,
- im Fall des Erholungs- bzw. Zusatzurlaubs,
- bei Dienstbefreiung
- bei dem Anspruch auf Jubiläumszuwendung sowie
- bei dem Anspruch auf Krankengeldzuschuss, auch

wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des
Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird.

Darüber hinaus ist dem Anspruch auf Entgelt der Be-
zug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entspre-
chender gesetzlicher Leistungen, Kurzarbeitergeld
und der Bezug von Mutterschaftsgeld nach § 19
MuSchG gleichgestellt.
Die Corona-Prämie beträgt 200 €. Für nichtvollbe-
schäftigte Mitarbeitende gilt § 21 AVR DD entspre-
chend. Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse
am 1. Juli 2022.

Die Corona-Prämie wird mit der Gehaltsabrechnung
nach § 21a AVR DD für den Monat Oktober 2022 fäl-
lig. Die Corona-Prämie ist kein zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt.
Zu demselben Zweck vom Dienstgeber geleistete Zah-
lungen im Jahr 2022, auf die kein gesetzlicher An-
spruch bestand, werden auf den Anspruch auf die Co-
rona-Prämie nach den § 1 i.V.m. § 2 Absatz 1 ange-
rechnet. Die einmalige Corona-Prämie ist bei der Be-
messung sonstiger Leistungen im Jahr 2022 nicht zu
berücksichtigen.

III. Eingruppierung Anlage 1
Sodann wurden zum 1. September 2022 bzw. 1. Januar
2023 die aus den Beschlüssen ersichtlichen Änderun-
gen der Anlage 1 beschlossen. Die Änderungen der
Anlage 1 sind das Arbeitsergebnis einer paritätischen
Arbeitsgruppe. Die Anpassung der Richtbeispiele er-
folgte insbesondere vor dem Hintergrund der sich ge-
ändert habenden Berufsbezeichnungen bzw. der neuen
und / oder sich geändert habenden Berufsbilder.
Im Übrigen dienen die Anpassungen der Klarstellung
bzw. Konkretisierung der Richtbeispiele.

IV. Entgeltentwicklung 2023; Erhöhungen der
Anlagen 2, 5 und 10 zum 1. Januar 2023

Zur Durchführung einer Entgelterhöhung werden die
Tabellenwerte der Anlage 2 zum
1. Januar 2023 um 5,2 %, mindestens jedoch um
EUR 175,00 erhöht.
Des Weiteren werden zur Durchführung der Entgelt-
erhöhung die Tabellenwerte der Anlagen 5 (Sonders-
tufenentgelte) und 10a (Ausbildungsentgelte) und die
Ausbildungsentgelte für Auszubildende nach dem
Pflegeberufegesetz nach Anlage 10/III zum 1. Januar
2022 zum 1. Januar 2023 erhöht. Die Tabellenwerte
der Ausbildungsentgelte
- in Anlage 10a Ziffer I und Ziffer II (mit Ausnahme

des Kinderzuschlages) werden zum 1. Januar 2023
um 100 € erhöht

- im Anhang der Anlage 10/III sowie in Ziffer III der
Anlage 10a werden zum 1. Januar 2023 um 120 €
erhöht.

Aus den genannten Entgelterhöhungen resultieren zu-
dem Erhöhungen der Tabellenwerte der Anlagen 9
(Zeitzuschläge) und 7a (Zuschlagsberechtigte Arbei-
ten).
Die entsprechend aktualisierten Tabellen werden als
Anlage mit diesem Rundschreiben verschickt.
Die hierbei ebenfalls aufgeführten Tabellenwerte im
Anhang 1 der Anlage 16 wurden entsprechend der
vorgesehenen Anpassung analog der Entwicklung des
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns aktualisiert,
ohne dass es eines formalen Beschlusses der ARK DD
bedarf.
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V. Fachkraftzulage
Ferner wurde mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 eine
Fachkraftzulage beschlossen. Ab 1. Januar 2023 er-
halten Mitarbeitende der Entgeltgruppen 7A Nr. 1a
und 8A Nr. 1a mit ausdrücklich übertragenen Tätig-
keiten
- in der Pflege in Krankenhäusern gemäß § 107 Ab-

satz 1 SGB V in der unmittelbaren pflegerischen
Patientenversorgung auf bettenführenden Statio-
nen in Krankenhäusern gemäß § 17b Absatz 4
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) i.V.m.
§ 6a Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) oder

- Tätigkeiten in der Pflege in Einrichtungen der Al-
tenpflege oder

- Tätigkeiten in der Pflege und in der Betreuung in
stationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe
im Bereich Wohnen

eine Zulage. Die Zulage beträgt 100 € monatlich.
Die Zulage erhalten auch Mitarbeitende der Anlage 1
Entgeltgruppe 8B Nr. 1a soweit ihnen zusätzlich zu
den in Satz 1 unter aa) bis cc) genannten Tätigkeiten
entsprechende Leitungsaufgaben übertragen worden
sind.
Es erfolgt eine Anrechnung etwaiger bereits einzel-
vertraglich für solche Tätigkeiten vereinbarter Zula-
gen.
Entsprechend § 21 Absatz 2 AVR DD werden die Zu-
lagen für nicht vollbeschäftigte Mitarbeitende anteilig
gezahlt.

VI. Entgeltumwandlung
Außerdem wurde die Möglichkeit der Entgeltum-
wandlung für Sachleistungen durch Schaffung des
§ 27c AVR DD n.F. beschlossen, welche mit der Ver-
öffentlichung in Kraft tritt.
Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass eine Entgelt-
umwandlung für Sachleistungen ausschließlich für
Fahrräder bzw. Elektrofahrräder, nicht jedoch für
sonstige Zwecke möglich ist.
Zudem regelt die Norm den Mindestinhalt für die als
Grundlage erforderliche Dienstvereinbarung.
Schließlich enthält die Regelung eine Informations-
pflicht der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers.

VII. Entgeltentwicklung 2022 (Anlage 8a)
Schließlich wurden umfangreiche Änderungen der
Anlage 8a beschlossen, deren Inhalte sich aus der Dar-
stellung unter Gliederungspunkt A. V. ergeben.
Im Einzelnen gilt Folgendes:
Zu § 1 Nr. 1 - 3: Die Anpassung der Regelungen er-
forderlich, um die mit Wirkung zum 1. Januar 2022
beschlossene Entgeltentwicklung abzubilden.
Zu § 1 Nr. 4: Durch den Beschluss wird neu mit Wir-
kung ab dem 1. Januar 2022 die Erhöhung der Ur-
laubstage geregelt.

Zu § 1 Nr. 5: Durch den Beschluss wird neu mit Wir-
kung ab dem 1. Januar 2022 die Übernahme der Kos-
ten für den eHBA geregelt, um die Ärztinnen und Ärz-
te von den Kosten für den eHBA zu entlasten.
Zu § 2 Nr. 1: Die Anpassung der Regelung war zu-
nächst sprachlich zur Verwendung beider Geschlech-
ter der Berufsbezeichnung erforderlich. Ferner wur-
den durch den Beschluss mit Wirkung zum 1. Januar
2023 die Regelungen zur Rufbereitschaft modifiziert.
Zu § 2 Nr. 2: Durch den Beschluss werden mit Wir-
kung ab dem 1. Januar 2023 die Regelungen zum Be-
reitschaftsdienst modifiziert.
Zu § 2 Nr. 3: Durch die Änderung des § 9 Absatz 12
wird mit Wirkung zum 1. Januar 2023 klargestellt,
wann und wie Arbeitsleistungen an Wochenenden an-
geordnet werden dürfen.
Zu § 2 Nr. 4: Durch die Schaffung des § 9 Absatz 13
wird mit Wirkung zum 1. Januar 2023 insbesondere
klargestellt, wie häufig Ärztinnen und Ärzte, die so-
wohl Rufbereitschaft, als auch Bereitschaftsdienst
leisten, zu eben diesen Diensten herangezogen werden
dürfen.
Zu § 2 Nr. 5: U.a. aufgrund der beschossenen Ände-
rungen in § 9 wurde auch der § 10 ergänzt um Rege-
lungen zu Zuschlägen für Rufbereitschaften (jeweils
ab einer bestimmten Anzahl).
Zu § 2 Nr. 6: Die Änderung in § 11 Abs. 3 war zur
Klarstellung erforderlich.
Zu § 2 Nr. 7: Hierbei handelt es sich um eine klarstel-
lende Ergänzung.

gez. Dr. Jörg Kruttschnitt
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C. Anlagen

Anlage 2 AVR DD - gültig ab 1. Januar 2023 -
EG Einarbeitungsstufe Basisstufe Erfahrungsstufe 1 Erfahrungsstufe 2 Erfahrungs-

stufe 3

Entgelt Verweil-
dauer

(Monate)

Entgelt Verweil-
dauer

(Monate)

Entgelt Verweil-
dauer

(Monate)

Entgelt Verweil-
dauer

(Monate)

Entgelt

1 2.114,12 € 24 2.208,58 €
2 2.391,85 € 48 2.500,26 €
3 2.542,98 € 6 2.667,61 € 48 2.792,24 €
4 2.725,02 € 12 2.859,23 € 48 2.993,43 €
5 2.953,63 € 24 3.099,87 € 48 3.246,12 € 48 3.392,36 €
6 3.060,36 € 24 3.212,22 € 48 3.364,09 € 48 3.515,96 €
7 3.432,80 € 24 3.603,87 € 48 3.780,53 € 48 3.957,18 € 48 4.045,52 €
8 3.772,69 € 24 3.967,17 € 48 4.161,64 € 48 4.356,10 € 48 4.453,34 €
9 4.122,62 € 24 4.335,12 € 48 4.547,63 € 48 4.760,13 € 48 4.866,39 €
10 4.685,74 € 24 4.927,27 € 48 5.168,81 € 48 5.410,34 € 48 5.531,11 €
11 5.320,89 € 24 5.595,16 € 48 5.869,42 € 48 6.143,70 € 48 6.280,84 €
12 5.606,11 € 24 5.895,09 € 48 6.184,07 € 48 6.473,04 € 48 6.617,53 €
13 6.335,39 € 24 6.661,96 € 48 6.988,52 € 48 7.315,08 € 48 7.478,37 €

Anl. 5 AVR DD - gültig ab 1. Januar 2023 -
Entgeltgruppe 110 v.H.

1 2.325,53 €
2 2.631,04 €
3 2.934,37 €
4 3.145,15 €

Anlage 9 AVR DD - gültig ab 1. Januar 2023 -
Entgelt-
gruppe

Stunden-
entgelt

nach § 20 a
Abs. 1
AVR

Zeitzu-
schlag für
Überstun-

den

Überstun-
den-entgelt
nach Anla-
ge 8 AVR

Zeitzu-
schlag für

Arbeiten an
Sonntagen
und Wo-

chenfeierta-
gen

Zeitzuschlag
für Arbeiten
an Wochen-
feiertagen,

die auf einen
Sonntag fal-

len

Nachtar-
beitszu-
schlag

Samstags-
zuschlag

30/25/ 20/15 v.H. 35 v.H. 50 v.H. 25 v.H. 15 v.H.
1 12,97 € 3,89 € 16,86 € 4,54 € 6,48 € 3,24 € 1,94 €
2 14,67 € 4,40 € 19,07 € 5,13 € 7,33 € 3,67 € 2,20 €
3 16,36 € 4,91 € 21,27 € 5,73 € 8,18 € 4,09 € 2,45 €
4 17,54 € 4,38 € 21,92 € 6,14 € 8,77 € 4,38 € 2,63 €
5 19,01 € 4,75 € 23,76 € 6,65 € 9,51 € 4,75 € 2,85 €
6 19,70 € 4,93 € 24,63 € 6,90 € 9,85 € 4,93 € 2,96 €
7 22,10 € 5,53 € 27,63 € 7,74 € 11,05 € 5,53 € 3,32 €
8 24,33 € 4,87 € 29,20 € 8,52 € 12,17 € 6,08 € 3,65 €
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9 26,59 € 3,99 € 30,58 € 9,31 € 13,29 € 6,65 € 3,99 €
10 30,22 € 4,53 € 34,75 € 10,58 € 15,11 € 7,55 € 4,53 €
11 34,32 € 5,15 € 39,46 € 12,01 € 17,16 € 8,58 € 5,15 €
12 36,16 € 5,42 € 41,58 € 12,65 € 18,08 € 9,04 € 5,42 €
13 40,86 € 6,13 € 46,99 € 14,30 € 20,43 € 10,21 € 6,13 €

Anlage 10 a AVR DD - gültig ab 1. Januar 2023 -
Soweit die Ausbildungsbestimmungen nach abgelegtem Examen ein Praktikum zur Erlangung der staatlichen
Anerkennung vorschreiben, erhalten die Praktikantinnen und Praktikanten das nachstehende monatliche Aus-
bildungsentgelt:

I. Für die Berufe Entgelt
Kinder-
zuschlag

der Sozialarbeiterin, des Sozialarbeiters 2.112,14 € 71,36 €
der Sozialpädagogin, des Sozialpädagogen 2.112,14 € 71,36 €
der Heilpädagogin, des Heilpädagogen 2.112,14 € 71,36 €

der pharm.-techn. Assistentin, des pharm.-techn. Assistenten 1.823,34 € 68,00 €
der Altenpflegerin, des Altenpflegers 1.823,34 € 68,00 €
der Erzieherin, des Erziehers 1.823,34 € 68,00 €
der Heilerziehungspflegerin, des Heilerziehungspflegers 1.823,34 € 68,00 €

der Kinderpflegerin, des Kinderpflegers 1.750,13 € 68,00 €
der Haus- und Familienpflegerin, des Haus- und Familienpflegers 1.750,13 € 68,00 €
der Rettungsassistentin, des Rettungsassistenten 1.750,13 € 68,00 €
der Masseurin und med. Bademeisterin, des Masseurs und med. Bademeisters 1.750,13 € 68,00 €

II. Auszubildende

Das Ausbildungsentgelt beträgt:
im ersten Ausbildungsjahr 1.063,91 €
im zweiten Ausbildungsjahr 1.130,17 €
im dritten Ausbildungsjahr 1.189,76 €
im vierten Ausbildungsjahr 1.275,88 €

III. Im Pflegedienst

Schülerinnen und Schüler in der Krankenpflege, Kinderkrankenpflege, Entbin-
dungspflege und Altenpflege:

im ersten Ausbildungsjahr 1.310,71 €
im zweiten Ausbildungsjahr 1.383,83 €
im dritten Ausbildungsjahr 1.483,05 €

Schülerinnen und Schüler in der Krankenpflegehilfe und in der Altenpflegehilfe 1.180,15 €

Amtsblatt der EKD Nr. 10/22   143



Anlage 10/III AVR DD - gültig ab 1. Januar 2023 -

Ausbil-
dungs-

jahr

Ausbil-
dungsent-

gelt nach § 7
Anlage 10/

III AVR DD

Stun-
denent-

gelt nach
§ 20 a
Abs. 1
AVR

Zeitzu-
schlag

für Über-
stunden
30 v.H.

Über-
stunde-
nentgelt
nach der
Anlage 8
AVR 30

v.H.

Zeitzu-
schlag für
Arbeiten

an Sonnta-
gen und
Wochen-
feiertagen

35 v.H.

Zeitzu-
schlag für
Arbeiten
an Wo-

chenfeierta-
gen, die auf

einen
Sonntag
fallen 50

v.H.

Nachtar-
beitszu-

schlag 25
v.H.

Sams-
tagszu-

schlag 15
v.H.

1 1.310,71 € 7,73 € 2,32 € 10,05 € 2,71 € 3,87 € 1,93 € 1,16 €
2 1.383,83 € 8,16 € 2,45 € 10,61 € 2,86 € 4,08 € 2,04 € 1,22 €
3 1.483,05 € 8,75 € 2,63 € 11,38 € 3,06 € 4,38 € 2,19 € 1,31 €

Wechselschichtzulage nach § 7 Abs. 4 i.V.m. § 20 Abs. 1 AVR DD 97,50 €
Schichtzulage nach § 7 Abs. 4 i.V.m. § 20 Abs. 3 a) AVR DD 37,50 €
Schichtzulage nach § 7 Abs. 4 i.V.m. § 20 Abs. 3 b) AVR DD 30,00 €

Vertretungszuschlag I nach § 7 Abs. 4 i.V.m. § 20b Abs. 1 Satz 4 22,50 €
Vertretungszuschlag II nach § 7 Abs. 4 i.V.m. § 20b Abs. 1 Satz 5 33,75 €
Vertretungszuschlag III nach § 7 Abs. 4 i.V.m. § 20b Abs. 2 45,00 €

Anlage 16 AVR DD Anhang 1
- gültig ab 1. Oktober 2022 -

„Das Entgelt der Maßnahmeteilnehmenden beträgt 1.701,75 €,
ab 1. Januar 2020 1.731,38 €,
ab 1. Januar 2021 1.759,16 €,
ab 1. Juli 2021 1.777,68 €,
ab 1. Januar 2022 1.818,42 €,
ab 1. Juli 2022 1.935,08 € und
ab 1. Oktober 2022 2.222,10 €.

Das Stundenentgelt beträgt 10,04 €,
ab 1. Januar 2020 10,21 €,
ab 1. Januar 2021 10,37 €,
ab 1. Juli 2021 10,48 €,
ab 1. Januar 2022 10,72 €,
ab 1. Juli 2022 11,41 € und
ab 1. Oktober 2022 13,10 €."
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Nr. 29 – Verordnung über die
vorübergehende Speicherung von

Kirchenmitgliederdaten
(Registerverordnung)

Vom 16. September 2022.
Gemäß § 20 Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über
die Kirchenmitgliedschaft vom 10. November 1976
(ABl. EKD S. 389), geändert durch Kirchengesetz
vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486; 2003
S. 422), verordnet der Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonfe-
renz:

§ 1 Zweck und Aufgabe
(1)  Zweck dieser Verordnung ist es, die Daten von
Kirchenmitgliedern, die nicht ins Ausland verzogen
sind und keiner künftigen zuständigen kirchlichen
Stelle gemäß § 1 Absatz 2 Nr. 1 der Verordnung über
den automatisierten zwischenkirchlichen Datenaus-
tausch vom 5. Dezember 1997 (ABl. EKD 1998 S. 12)
zugeordnet werden können, vorübergehend in einem
gemeinsamen Register der Gliedkirchen und der
Evangelischen Kirche in Deutschland zu speichern.
Für dieses Register wird die technische Infrastruktur
des Auslandsregisters (§ 1 Absatz 2 der Auslandsre-
gisterverordnung) verwendet. Die Verpflichtung zur
Führung dieser Personen im Gemeindegliederver-
zeichnis nach § 14 Kirchengesetz über die Kirchen-
mitgliedschaft bleibt unberührt.
(2)  In dem gemeinsamen Register werden die Weg-
zugsdatensätze und die kirchlichen Daten gespeichert.
Berechtigte Personen können die Daten verarbeiten.

§ 2 Datenaufnahme
Die Gliedkirchen liefern durch ihre zentralen Stellen
(§ 3 Nummer 1) die Daten zur erfolgten Änderung des
Wohnsitzes an das gemeinsame Register im jeweils
geltenden ZWIKIDA-Satzformat.

§ 3 Rechte
Leserechte und das Recht auf Fortschreibung des ge-
meinsamen Registers haben im jeweils benötigten
Umfang:
1. die dem betreibenden Rechenzentrum benannten

zentral für kirchenmitgliedschaftsrechtliche oder
melderechtliche Fragen zuständigen Mitarbeiten-
den in den Gliedkirchen,

2. die dem betreibenden Rechenzentrum benannten
zuständigen Mitarbeitenden der im Auftrag der
Gliedkirchen tätigen Rechenzentren und

3. die für die Betreuung des gemeinsamen Registers
zuständigen Mitarbeitenden im Kirchenamt der
EKD.

§ 4 Übernahme und Löschen der Daten
(1)  Sobald die Daten des Kirchenmitgliedes einer zu-
ständigen kirchlichen Stelle zugeordnet werden kön-
nen, wird der Datensatz dieser Stelle übermittelt und
zugleich aus dem Register gelöscht.

(2)  Wird festgestellt, dass ein Fall des vorübergehen-
den Wegzugs ins Ausland vorliegt, wird der Datensatz
dem Auslandsregister übermittelt. Er unterliegt dann
ausschließlich der Auslandsregisterverordnung.
(3)  Im Übrigen werden die Daten zu den jeweiligen
Kirchenmitgliedern
a) 10 Jahre nach der Aufnahme in das Register oder
b) bei nachweislich nicht oder nicht mehr bestehen-

der Kirchenmitgliedschaft gelöscht.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. November 2022 in Kraft.
H a n n o v e r, den 16. September 2022

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 30 – Richtlinie der Evangelischen
Kirche in Deutschland zur Erreichung

der Netto-Treibhausgasneutralität
(Klimaschutzrichtlinie-EKD)

Vom 16. September 2022.
Auf Grund von Artikel 9 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland hat der Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der
Kirchenkonferenz die folgende Richtlinie beschlos-
sen:

Präambel
Klimaschutz ist nicht nur Aufgabe staatlicher Gesetz-
gebung, sondern auch Gegenstand kirchlichen Auf-
trages. Dieser begründet sich aus der Verantwortung
des christlichen Glaubens zur Bewahrung der Schöp-
fung und zur Wahrung der Lebensrechte aller Men-
schen der gegenwärtigen gegenwärtigen ebenso wie
der künftigen Generationen. Deshalb tritt die Evange-
lische Kirche in Deutschland (EKD) in gemeinsamer
Verantwortung mit ihren Gliedkirchen auf vielfältige
Weise für Klimaschutz, globale Klimagerechtigkeit
und Generationengerechtigkeit sowie Nachhaltigkeit
ein. Die Beschlüsse der Pariser Weltklimakonferenz
und die Verabschiedung der Nachhaltigkeitsziele der
Vereinten Nationen von 2015 sind eine wichtige Ori-
entierungshilfe für das kirchliche Handeln. Dieser
Rahmen beschreibt Nachhaltigkeit als Querschnitts-
aufgabe, die den Einsatz für Gerechtigkeit, Frieden
und Bewahrung der Schöpfung umfasst. Die Klima-
schutzrichtlinie der EKD leistet einen Beitrag für Kli-
maschutz und ist Vorlage für mehr Verbindlichkeit
und mehr Ambitionen im Klimaschutzhandeln in der
EKD. Ein wichtiges Ziel dabei ist die Minderung der
Treibhausgasemissionen zum Schutz des Klimas und
die Erreichung der Netto-Treibhausgasneutralität in
der EKD.
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§ 1 Zweck, Anwendungsbereich
(1)  Zweck dieser Richtlinie ist die Erreichung der
Netto-Treibhausgasneutralität in der EKD bis spätes-
tens 2045, um dem weiteren Fortschreiten des Klima-
wandels entgegenzutreten.
(2)  Dabei sind insbesondere die ökologischen und so-
zialen Auswirkungen sowie die ökonomischen Aus-
wirkungen der zu ergreifenden Maßnahmen und Fak-
toren in ihren jeweiligen regionalen, nationalen und
globalen Dimensionen zu berücksichtigen.
(3)  Diese Richtlinie findet Anwendung für die EKD.
(4)  Den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen wird empfohlen, entsprechende Rege-
lungen auf der Grundlage dieser Richtlinie zu treffen.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Es gelten die Begriffsbestimmungen des Bundes-Kli-
maschutzgesetzes (KSG) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

§ 3 Allgemeine Klimaschutzziele
(1)  Die Treibhausgasemissionen werden so reduziert,
dass ausgehend vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-
zember 2035 eine Reduzierung der Treibhausgase-
missionen auf 10 vom Hundert erreicht wird. Im An-
schluss werden die Treibhausgasemissionen so weit
reduziert, dass jährlich eins vom Hundert reduziert
wird, sodass mit Ende des Jahres 2045 Netto-Treib-
hausgasneutralität gewährleistet ist. Hierzu gelten die
in der Anlage dargestellten Reduktionspfade.
(2)  Alle kirchlichen Stellen berücksichtigen bei ihren
Planungen und Entscheidungen den Zweck dieser
Richtlinie und die zu ihrer Erfüllung festgelegten Zie-
le.

§ 4 Gebäude
(1)  Für die Umsetzung der Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Treibhausgasemissionen wird unverzüglich
ein konkreter Zeitplan aufgestellt.
(2)  Es wird ein Gebäudebedarfsplan aufgestellt und
klimafreundlich umgesetzt. Notwendige Maßnahmen
zur Vermeidung sowie zur möglichst effizienten Nut-
zung von Energie werden vorgesehen.
(3)  Ziel ist es, in den Gebäuden und sonstigen Anlagen
ausschließlich elektrische Energie aus erneuerbaren
Energien, die nach dem jeweils aktuellen Stand der
Technik zertifiziert sind, zu nutzen. Wo es bei Gebäu-
den möglich ist, werden Photovoltaikanlagen errich-
tet.
(4)  Auf den Einbau von neuen Heizungsanlagen, die
mit fossilen Brennstoffen betrieben werden, oder den
Anschluss an ein Wärmeversorgungsnetz, bei dem die
Wärmeversorgung auf der Nutzung fossiler Brenn-
stoffe beruht, ist zu verzichten. Ausnahmen sind be-
sonders zu begründen.
Beim Einbau von Heizungsanlagen werden, sofern
möglich, klimaverträgliche Heizungstechnologien

nach dem jeweils aktuellen Stand der Technik ver-
wendet, insbesondere
a) Wärmepumpenheizungen,
b) Solarthermie,
c) Photovoltaikanlagen,
d) Wärmenetze mit erneuerbaren Energien und
e) biogene Reststoffe.
(5)  In Sakralbauten sollen vorrangig körpernahe Heiz-
systeme eingesetzt werden.

§ 5 Mobilität
(1)  Bei Dienstreisen ist auf öffentliche und klima-
freundliche Verkehrsmittel zurückzugreifen, insbe-
sondere
a) spurgebundene Verkehrs- und Transportmittel,
b) elektrisch betriebene Fahrzeuge,
c) öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) und
d) Fahrrad.
Ausnahmen sind besonders zu begründen.
(2)  Auf Inlandsflüge bei Dienstreisen ist grundsätz-
lich zu verzichten.
(3)  Dienstreisen dürfen nur angeordnet und geneh-
migt werden, wenn das Dienstgeschäft nicht ebenso
auf andere Weise, insbesondere durch Einsatz digita-
ler Kommunikationsmittel, erledigt werden kann.
(4)  Soweit möglich sollte den Mitarbeitenden die
Möglichkeit des mobilen Arbeitens angeboten und ei-
ne klimafreundliche Anreise der Mitarbeitenden zur
jeweiligen Dienststelle gefördert werden.
(5)  Bei der Neuanschaffung von Dienstfahrzeugen
soll auf die Anschaffung von Fahrzeugen mit fossiler
Verbrennungstechnik verzichtet werden.

§ 6 Beschaffung
(1)  Bei der Beschaffung sollen ökologisch zertifizier-
te und aus fairem Handel stammende Produkte einge-
kauft werden.
(2)  In kirchlichen Einrichtungen und Kantinen sollen
ökologische, nachhaltig hergestellte, faire, regionale,
saisonale und das Tierwohl angemessen berücksichti-
gende Lebensmittel sowie fleischreduzierte Mahlzei-
ten angeboten werden.

§ 7 Bildung und Kommunikation
(1)  Die Themen Schöpfungsverantwortung und Kli-
magerechtigkeit sollen regelmäßig in den kirchlichen
Bildungseinrichtungen behandelt werden.
(2)  Die Themen Schöpfungsverantwortung und Kli-
magerechtigkeit sollen regelmäßig auch in Gottes-
diensten und anderen spirituellen Angeboten themati-
siert werden.
(3)  Schöpfungstheologie und Schöpfungsspiritualität
sollen regelmäßig in der Ausbildung von haupt- und
ehrenamtlich Mitarbeitenden in den pastoralen und
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pädagogischen Arbeitsfeldern thematisiert werden.
Auf die Anpassung der Curricula ist hinzuwirken.
(4)  Es sollen Kommunikationskonzepte zu den The-
men Schöpfungsverantwortung, Klimagerechtigkeit
und Bildung für nachhaltige Entwicklung entwickelt
werden.

§ 8 Datenerhebung
(1)  Die für die Erreichung der Ziele erheblichen Daten
zu Treibhausgasemissionen werden ab dem 1. Januar
2024 jährlich erhoben und bis spätestens zum 31. Juli
des jeweils nachfolgenden Jahres an eine vom Rat der
EKD beauftragte Institution übermittelt, um eine Aus-
wertung des erreichten Klimaschutzniveaus in der
EKD zu ermöglichen.
(2)  Ab dem 1. Januar 2025 evaluiert und bewertet der
Rat der EKD alle zwei Jahre den Stand der Treibhaus-
gasemissionen in der EKD und erstattet der Synode
Bericht.

§ 9 Fachstelle für Klimaschutz
Die EKD unterhält eine Fachstelle für Klimaschutz.

§ 10 Finanzierung und Kompensation
(1)  Zur Finanzierung der vorgenannten Zwecke und
Maßnahmen werden geeignete Finanzierungsinstru-
mente entwickelt.
(2)  Die Netto-Treibhausgasneutralität soll durch Ver-
meidung und Reduzierung von Treibhausgasemissio-
nen geschehen. Die verbliebenen Emissionen werden
spätestens ab dem 1. Januar 2036 kompensiert.
(3)  Bei Vermögensanlagen sind die Klimawirkungen
der Geldanlagen als notwendiger Bestandteil einer
ethisch-nachhaltigen Geldanlage zu berücksichtigen.

§ 11 Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft.
H a n n o v e r, den 16. September 2022

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 31 – Nachberufung eines Mitglieds
in die Senate in Disziplinarsachen bei

dem Kirchengerichtshof der EKD.
Vom 16. September 2022.

Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 16. Sep-
tember 2022 gemäß § 48 Absatz 2 DG.EKD für die
Amtszeit bis zum 31. Dezember 2025 nachfolgendes
Mitglied als 2. Stellvertreter der Ordinierten Richterin
in Verfahren gegen beschuldigte Personen reformier-
ten und unierten Bekenntnisses im Ersten und Zweiten
Senat in Disziplinarsachen bei dem Kirchengerichts-
hof der EKD berufen:

Pastor Bernd R o t e r s , Neuenhaus-Veldhausen
Auf den Abdruck der weiteren Mitglieder der Senate
(ABl. EKD 2020 S. 104 ff.) wird verzichtet.

H a n n o v e r, den 16. September 2022

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

––––––––––––––

C. Informationen

––––––––––––––
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